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Die Politische Gesellschaft und die Konturen 
einer kritischen Politikwissenschaft: 

Ein nachdenklicher Blick auf Michael Th. Grevens Nachlass 

Friedbert W. Rüb* 

Am 7. Juli 2012 ist Michael Th. Greven für seine Familie, seine Freunde und seine Kol-
legInnen unfassbar plötzlich verstorben. Mit nur 65 Jahren ist er nicht nur viel zu früh aus 
dem Leben geschieden, sondern auch völlig grundlos in der Nacht nach seinem Ab-
schiedskolloquium an der Universität Hamburg am Abend des 6. Juli.  

Seine letzte Publikation erschien – wie es der Zufall wollte – in dieser Zeitschrift 
(2011a1), in der nun auch dieser Nachruf erscheint. Mit dem Abdruck des Schlusskapitel 
seines letzten Buches Systemopposition. Kontingenz, Ideologie und Utopie im politischen 
Denken der 1960er Jahre (2011b) hat er nicht nur eine Diskussion und scharfe Kritik in 
der Politikwissenschaft ausgelöst (vgl. etwa Malowitz 2009; Schaal/Neumann 2011;), 
sondern es schließt sich in gewisser Weise ein Kreis. Denn diese Publikation endet – et-
was im Gegensatz zu seinen sonstigen theoretischen Prämissen – erstaunlich pessimis-
tisch mit der Folgerung, dass erfolgreiche Systemopposition nicht mehr möglich ist. Ver-
änderungen der Verteilungs- und Gerechtigkeitsstrukturen moderner politischer Gesell-
schaften sind nur noch – wenn überhaupt – innerhalb des kapitalistischen Systems denk-
bar. „Der revolutionäre Traum ihrer Verwirklichung durch menschliche Praxis, durch ei-
nen Systemwechsel, ist geschichtlich ausgeträumt.“ (2011b: 282) Regimewechsel – also 
Wechsel auf der Ebene der politischen Institutionen von der Diktatur zur Demokratie 
(und auch zurück) – sind weiterhin denkbar und politisch möglich, während sich System-
wechsel – also Transformationen der gesamten Gesellschaftsstruktur, einschließlich des 
ökonomischen Systems – in der globalisierten Welt grundsätzlich nicht mehr realisieren 
lassen. Erstaunlich unreflektiert bleiben hier die Systemwechsel in den Mittel- und osteu-
ropäischen Ländern, in denen – revolutionär oder nicht, sei dahingestellt – Systemwech-
sel stattgefunden haben, die alle Dimensionen der Gesellschaft, vor allem aber die Öko-
nomie, erfasst haben und weitgehend erfolgreich waren.  
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1 Alle Literaturangaben ohne Namensnennung sind Schriften von Michael Th. Greven, die im Literaturver-

zeichnis entsprechend aufgeführt sind. Eine vollständige Liste seiner Publikationen findet sich in seiner 
Festschrift zum 65. Geburtstag (Asbach et al. 2012). Dort sind auch Auseinandersetzungen mit den zent-
ralen Prämissen seines wissenschaftlichen Werkes zu finden. 
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Von seinen ersten, zum Teil noch marxistisch inspirierten und Systemveränderungen 
anhängenden Schriften bis zu dieser, Systemwechsel nun prinzipiell ablehnenden, Schrift 
sind immerhin fast 40 Jahre vergangen. Aber nach der Beschäftigung mit dem politischen 
Denken der 1968er ist er in gewisser Weise geläutert: Er schließt eine (sozialistische) Re-
volution als kontingente Möglichkeit der geschichtlichen Entwicklung, die er zu Beginn 
seiner wissenschaftlichen Laufbahn sowohl theoretisch als auch praktisch für möglich er-
achtet hatte, nun als unrealistischen Traum, als gefährliche Utopie vollständig aus. „Mit 
dem Wandel zur politischen Gesellschaft sind die Voraussetzungen dieses historischen 
Paradigmas von intentional herbeizuführender und zu steuernder Revolution und System-
veränderung entfallen.“ (2011b: 280)  

Begründet wird dies mit der Struktur der politischen Gesellschaft, die sich heute auf 
globaler Ebene als Weltgesellschaft darstellt, deren Dynamik sich in einem undurch-
schaubaren und netzwerkartig strukturierten Gewebe vollzieht, das sich nach einer ihm 
eigenen Logik entwickelt, aber nicht mehr intentional gestaltet und politisch gesteuert 
werden kann. Die Revolutionsmythologie (oder auch Revolutionsmystik) setzt in der Re-
gel geschlossene Nationalstaatlichkeit voraus, die dem menschlichen Zugriff offensteht 
und in ihrer Gesamtentwicklung durch politische Entscheidungen gestaltet werden kann. 
Die globalen ‚Systeme‘ dagegen sind verselbständigt und operieren in ihrer eigenen evo-
lutionären Logik, was revolutionäre Umgestaltungen ausschließt (2011b: 280). Damit 
sind aber auch die Voraussetzungen für eine Demokratisierung der globalen Strukturen 
mehr oder weniger entfallen. 

Das gesamte wissenschaftliche Werk umfassend zu würdigen ist fast unmöglich. Zu 
breit und zu vielfältig sind seine wissenschaftlichen und politischen Interessen. Sie rei-
chen von der permanenten Auseinandersetzung mit der Luhmannschen und nicht Luh-
mannschen Systemtheorie (1974a; 1974 b; 1981; 1987b) über eine Kritik der verständi-
gungsorientierten Paradigmen der Frankfurter Schule, insbesondere der Theorie von Jür-
gen Habermas (1987b; 2005b) bis hin zur Parteien- und Demokratietheorie – um nur die 
wichtigsten zu nennen.2 Und zu fragwürdig der Versuch, aus einem hinterlassenen Werk 
so etwas wie ein Vermächtnis, oder ein Grundparadigma oder gar eine Aufgabe herauszu-
lesen. Dennoch soll der (ebenso fragwürdige) Versuch gewagt werden, durch radikale 
Vereinfachung sich dem innersten Kern seines Werkes und seiner Person anzunähern.  

Sein Werk lässt sich um drei zentrale Bereiche bündeln, mit denen er sich seit Beginn 
seiner universitären Laufbahn immer wieder und in unterschiedlichen Kontexten beschäf-
tigt hat und die im Zentrum seines wissenschaftlichen Wirkens lagen. Diese sind (a) die 
Demokratietheorien, dann (b) politische Parteien und schließlich (c) die Theorie der poli-
tischen Gesellschaft, wobei alles von der Frage nach den Möglichkeiten und Vorausset-
zungen einer kritischen Politikwissenschaft überwölbt wird. Alle drei Schwerpunkte wer-
den mehr oder weniger stark durch sein kontingenztheoretisches Denken zusammen 
gehalten. Zwar hat er diese Ideen erst relativ spät, nämlich 1999 in seinem Buch „Die po-
litische Gesellschaft. Kontingenz und Dezision als Probleme des Regierens und der De-
mokratie“ (1999a) essayartig systematisiert und ausformuliert, aber die grundlegenden 
Prämissen finden sich bereits in seinen ganz frühen Schriften aus den siebziger Jahren. In 
den letzten fünf Jahren dagegen hat er sich statt mit politikwissenschaftlichen Theorien 
und Fragestellungen eher mit dem politischen Denken in spezifischen historischen Kon-
                                                        
2 Eine vollständige Liste seiner Publikationen findet sich in seiner Festschrift zum 65. Geburtstag (Asbach 

et al. (Hg.) 2012). 
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texten und von jeweils spezifischen politischen AkteurInnen beschäftigt. Zu erwähnen 
sind hier vor allem sein Buch über das politische Denken in der Nachkriegsgeschichte der 
Bundesrepublik (2007a) und sein letztes Buch über das politische Denken der Systemop-
position in den 1960er Jahren in der Bundesrepublik (2011b).  

Seine ersten beiden Publikationen erschienen 1974 und hierbei handelte es sich um 
seine Dissertation über Systemtheorie und Gesellschaftsanalyse (1974a) als auch um ei-
nen Aufsatz in der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, der aus seiner 
Dissertation hervorging (1974b). Der Kritik der Systemtheorie mit ihrer zentralen Kate-
gorie des Überlebens (von Systemen) setzt er ein Denken entgegen, das sich an der Kate-
gorie des real Möglichen orientiert und von hier aus die gesellschaftsverändernden Po-
tentiale einer demokratischen Gesellschaft und einer demokratischen Praxis auslotet. 
Demokratie wird hier als ‚explizite Wertprämisse‘ eingeführt, die – entsprechend defi-
niert – den Möglichkeitshorizont einer Gesellschaft hinsichtlich ihrer materiellen Res-
sourcen und ihrer Werte und Prinzipien ausleuchtet und das in ihr denkbar Mögliche re-
flektiert. Dieses denkbar Mögliche umfasst zwei Dimensionen. Erstere ist ein Konzept 
von „basic human needs“ (1974a: 4046), die jedoch dezisionistisch und nicht universalis-
tisch festgelegt werden müssen. Die zweite postuliert ein freies und selbstbestimmtes 
Handeln jenseits gesellschaftlich bedingter Entfremdung, um die Potenziale einer „kon-
tingenten Zukunft“ durch politische Praxis zu realisieren (1974a: 49). Aktive und kriti-
sche Partizipation sind hier die entsprechenden Instrumente und Demokratie bedeutet 
dann die „weitmöglichste Freiheit von irrationalen Zwängen, von Herrschaft also, die 
immer Herrschaft von Menschen, niemals von Sachen allein ist, allenfalls von in eindeu-
tigem Herrschaftsverhältnis als unabänderliche ‚Sachzwänge‘ interpretierten Verhältnis-
sen, die unabänderbar sind, sich als veränderbar erweisen, wenn sie einer kritischen Re-
flexion unterzogen werden, die ihre lediglich perspektivisch bedingte Unabänderlichkeit 
relativiert“ (1974a: 37).  

Unter einer solchen partizipativen und reflexiven Perspektive wird auch der Politik-
begriff gedacht. Politik ist dann zunächst der Prozess der Politisierung, denn die (damali-
ge) Gesellschaft ist durch die zunehmende Politisierung von Bereichen gekennzeichnet, 
die man bisher als unpolitisch betrachtete und nun als Bewusstwerdung längst bestehen-
der Herrschaftsverhältnisse thematisiert werden. Interessant ist, dass sich Greven hier auf 
seinen Doktorvater Karl-Dietrich Bracher beruft (1974a: 51) und die politisierte Gesell-
schaft, die er später als „politische Gesellschaft“ (1999a) ausformuliert, von ihm seinen 
Ausgangspunkt nimmt. Denn – so Bracher – „[e]s gibt in der modernen Demokratie wie 
auf anderer Seite in den totalitären Staaten keinen der Politik völlig entzogenen und ent-
ziehbaren Bereich“ (Bracher 1964: 121). (Demokratische) Politik sollte sich von der Ori-
entierung auf das politische System und auf elitistische Demokratiekonzepte lösen und 
auf alle Bereiche der Gesellschaft, in denen sich Herrschaft realisiert, ausgeweitet wer-
den. Individuelle Selbstbestimmung, nicht Bestimmung anderer zur politischen Herr-
schaft, ist der Kern des Demokratieverständnisses, das von ihm zu Grunde gelegt wird. 
Und all das ist bei den von ihm untersuchten Autoren der Systemtheorie, konkret David 
Easton, Georg Klaus, Karl W. Deutsch und Amitai Etzioni, nicht vorhanden. Vielmehr 
hängen sie Stabilisierungs- und (aus organizistischen Theorien entlehnten) Überlebens-
konzepten von Systemen nach, die bestehende Herrschaftsformen hypostasieren. Vor al-
lem die grundlegende Prämisse des Überlebens von Systemen betrachtet er als Rechtfer-
tigung bestehender Macht- und Herrschaftsverhältnisse, weil sich Überleben immer auf 
einen bestimmten, gleichwohl veränderbaren Zustand einer Gesellschaft bezieht, der so 
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ist, aber auch anders sein kann. Dass Michael Th. Greven den DDR-Kybernetiker Georg 
Klaus in die Liste der zu kritisierenden Autoren und nicht Niklas Luhmann aufgenommen 
hat, betrachtete er Zeit seines Lebens als großen strategischen Fehler. Er vermutete wohl, 
dass er dadurch mit seinem Buch aus der ‚großen‘ Habermas-Luhmann-Kontroverse der 
siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts herausgefallen ist. Wie dem auch sei, in seiner 
Dissertation sind – wenn man das unter der Perspektive seiner späteren Schriften liest – 
bereits viele der zentralen Prämissen angedacht, die dann später in der Politischen Gesell-
schaft radikalisiert und zu einer umfassenden Theorie der modernen Gesellschaften ver-
dichtet werden. Sie versteht sich durchaus als systematische Alternative zum theoreti-
schen Paradigma der funktionalen Differenzierung der Systemtheorie ebenso wie der Ha-
bermas’schen Differenzierung in System- und Lebenswelt oder zur reflexiven Moderni-
sierung der (an Ulrich Beck angelehnten) Soziologie.  

Während seiner Zeit als Leiter und Sprecher des Arbeitskreises „Parteienforschung 
der DVPW“ sind daneben verschiedene Arbeiten zur Parteientheorie und zur Entwick-
lung des Parteiensystems in der BRD erschienen, die in der Disziplin für weniger Aufse-
hen gesorgt haben als seine demokratie- und kontingenztheoretischen Schriften. Seine 
Habilitation über Parteien und politische Herrschaft. Zur Interdependenz von innerpar-
teilicher Ordnung und Demokratie in der BRD (1977) ist der Beginn des Nachdenkens 
über die politischen Parteien, wobei erneut die Setzung von Wertprämissen und erneut 
die der Demokratie zentral sind. Aber der Ton hat sich verschärft: Statt maximaler Reali-
sierung der Demokratie ist nun die „sozialistische Demokratie“ die Wertprämisse, in der 
die bürgerlichen Eigentumsverhältnisse, vor allem das Privateigentum an den Produkti-
onsmitteln, grundlegend verändert sind. Die Demokratie kann auch diese Herrschaftsver-
hältnisse auflösen und die sozialistische Demokratie – getragen durch die historisch-
dialektische Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung – zur politisch möglichen Ge-
sellschaftsform werden lassen (1977: bes. 23–30). Diese doch etwas geschichtsteleologi-
sche Sichtweise ist Ausdruck seiner marxistischen Radikalisierung, die sich insbesondere 
in diesem Buch, aber auch in anderen Werken zur Staatstheorie und Sozialpolitik dieser 
Zeit, niederschlägt (1975; 1980). 

Seine Parteientheorie bleibt zunächst bei der Frage hängen, ob es eine allgemeine Theo-
rie der politischen Parteien geben kann, und wenn, ja, welche Dimensionen eine solche 
Theorie abdecken müsste. Hierbei unterscheidet er (a) eine genetische, die Aussagen über 
die Entstehung und Entwicklung politischer Parteien formulieren kann, dann (b) eine funkti-
onale, die sich nicht auf überhistorische funktionale Notwendigkeiten konzentriert, sondern 
auf die historisch variablen Differenzen zu anderen gesellschaftlichen und sozialen Instituti-
onen und Organisationen und schließlich (c) eine deskriptive, die die faktischen Dynamiken 
und Interaktionen in den politischen Parteien, vor allem den Alltag ihrer Mitglieder, unter-
sucht (1984). Eine inhaltliche Neubestimmung der Parteien in der politischen Gesellschaft 
wird aber zu Beginn der 1990er Jahre vorgenommen (1993a; 1993d; 2010a).  

Die Parteien – so seine Prämisse – sind in der politischen Gesellschaft nicht wie in 
der traditionellen Parteientheorie beziehungsweise -forschung durch ihre Mittlerrolle zwi-
schen Gesellschaft und Staat geprägt, auch nicht – im Gegensatz zu Interessengruppen – 
durch ihr Streben nach öffentlichen Ämtern. Das sind für ihn keine diskriminierenden 
Kriterien für Parteien, weil sie auch jenseits des Staates um Machtpositionen kämpfen 
und auch jenseits von elektoraler Maximierung um Anteile an öffentlichen Ämtern (zum 
Beispiel in Rundfunkanstalten, öffentlichen Unternehmen, Lottagesellschaften et cetera). 
Zudem versuchen auch andere Organisationen, etwa Gewerkschaften, Unternehmen, gro-
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ße Konzerne, soziale Bewegungen, Kirchen et cetera einen entsprechenden Einfluss auf 
verbindliche Entscheidungen zu nehmen. Das Spezifikum von politischen Parteien be-
steht nun darin, dass sie zwar wie andere Organisationen auch auf die Entscheidungen 
über Werte und die Verteilung von Ressourcen Einfluss nehmen wollen, aber sich durch 
den Einsatz ihrer Mittel von allen anderen unterscheiden: durch das Privileg, „auf den in-
stitutionellen Kontext des Entscheidungshandelns und der Machtzuweisung selbst Ein-
fluss nehmen zu können“ (1993a: 290). Es ist genau die Verfügbarkeit über diese Res-
source beziehungsweise dieses strategisches Mittel, die sie historisch in eine solche privi-
legierte Position gebracht hat und von der aus sie die Erfolgsbedingungen anderer nach 
Macht strebender Gruppen massiv beeinflussen können. Dies schließt die Konkurrenz 
zwischen den Parteien nicht aus, sondern ein, weil die Möglichkeiten über diese strategi-
schen Mittel zu verfügen, sich je nach Position im Parteiensystem sehr unterscheiden. 
Und ihre Machtposition, von der aus sie mit anderen gesellschaftlichen Gruppen um Ein-
fluss auf Entscheidungen konkurrieren, hängt auch von der Ämterkumulation mittels 
Stimmen im Staat ab. Eine solche Perspektive ist in der Parteienforschung kaum weiter 
verfolgt worden und hat auch nicht zu entsprechenden Forschungen angeregt.  

Dagegen ist seine Position, Parteien als spezifische Form von verstetigten Handlungs-
zusammenhängen zu untersuchen, sie also als Organisation mit besonderen organisato-
rischen Ausprägungen zu begreifen, heute in der (vergleichenden) Parteienforschung und 
-theorie vorherrschend. Im deutschsprachigen Raum sind hier – um selektiv nur die wich-
tigsten zu nennen – die Arbeiten von Klaus von Beyme (1984; 2000) und Elmar Wiesen-
dahl (1987; 2006) und im internationalen die von Richard S. Katz und Peter Mair (1995; 
2003; vgl. Gunther et al. (Hg.) 2002) zu erwähnen, die sich auf genau die Struktur bezie-
hungsweise den Wandel der organisationalen Architektur der Parteien konzentrieren. 
Aber dieser Strang im wissenschaftlichen Denken ist von ihm selbst nicht weiter vertieft 
worden (etwa in 1993d; 2010a). Die Ausnahme ist sein Essay über Parteimitglieder, der 
aus einem Forschungsprojekt entstanden war und nach dem überraschenden und vorzeiti-
gen Weggang seiner wissenschaftlichen Mitarbeiter wegen anderer beruflicher Perspekti-
ven von ihm selbst (zu Ende) geschrieben wurde (1978a). 

Am wichtigsten und einflussreichsten in der Disziplin sind sicherlich die Arbeiten zur 
politischen Gesellschaft, die Anfang der 1990er beginnen und ihren Abschluss mit dem 
Buch Die politische Gesellschaft finden (1999a). 1990 erschien in der inzwischen einge-
stellten Zeitschrift Ethik und Sozialwissenschaft. Streitforum für Erwägungskultur (was 
für ein Untertitel!) sein Aufsatz Die politische Gesellschaft als Gegenstand der Politik-
wissenschaft (1990). Auf diesen Essay, dem ein Bewerbungsvortrag für eine Soziologie-
professur in Bielefeld zu Grunde lag, haben dann etliche PolitikwissenschaftlerInnen mit 
zum Teil massiver Kritik (und manch grobem Unverständnis) reagiert, unter anderen Jo-
hannes Agnoli, Heinrich Bußhoff, Ulrich Druwe, Rolf Ebbinghaus, Jürgen Gebhardt, 
Gerhardt Göhler, Axel Görlitz, Bernd Löwe, Hannelore Schröder, Werner Patzelt, Bern-
hard Willms. Es ist interessant, diese Kritikpunkte heute erneut zu lesen, denn vieles, was 
damals kritisiert wurde, ist heute common sense in der Disziplin und würde keine so mas-
sive Kritik mehr hervorrufen. Wie dem auch sei, hier werden in nuance bereits alle zen-
tralen Prämissen des späteren Buches formuliert und auch die damit verbundenen Aufga-
ben für eine kritische Politikwissenschaft, deren Neuorientierung er einfordert. 

Was sind nun die zentralen Prämissen der politischen Gesellschaft? Als historisch 
beobachtbare und erst in der Moderne sich entwickelnde Gesellschaftsformation ist sie 
eine, in der  
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(a) „Politik virtuell total geworden [ist]. Nichts ist in ihr prinzipiell unpolitisch geblieben, 
keine eigenständigen Bereiche, Sphären oder Systeme existieren, deren Politisierung aus-
geschlossen wäre, wenn sie nicht bereits politisch geworden sind. [...] Politisch-Sein [ist] 
zum entscheidenden Bestimmungsmerkmal, zum Wesen der heutigen Gesellschaften ge-
worden, neben dem andere Qualitäten zurücktreten“ (1990: 223–224). Die politische Ge-
sellschaft ist ein spezifischer Typus der Vergesellschaftung, der funktional und historisch 
einzigartig ist und die Politikwissenschaft hätte die Aufgabe, die „politisch gewordene 
Qualität der Vergesellschaftung“ (1990: 224) zu untersuchen. Unschwer erkennt man die 
Ausgangsprämisse seiner Dissertation wieder, die er von Bracher übernommen und nun 
radikalisiert und als charakteristisch für einen neuen Gesellschaftstypus betrachtet. Dieser 
Typus kann sowohl demokratische oder auch totalitäre Untertypen ausbilden, die aber 
beide das abstrakte Grundmerkmal der „Fundamentalpolitisierung“ (1990: 226–227; 
1999: 54–60), teilen. In ihnen kann im Prinzip alles zum Gegenstand der politischen Aus-
einandersetzung und Entscheidung gemacht werden. Fundamentalpolitisierung ist nicht 
auf die tradierten Wege der Wahl angewiesen, obwohl das allgemeine Wahlrecht ein 
zentraler Mechanismus ist, sondern kann auch durch neue soziale Bewegungen, Proteste, 
Demonstrationen und Ähnliches geschehen und die Qualität dieser Politisierungspraxen 
hängt von der Qualität der politischen Meinungs- und Willensbildung ab. Aber auch tota-
litäre Regime können Fundamentalpolitisierungen durch inszenierte Massenbewegungen 
ohne demokratische Grundrechte in Gang setzen, wie die Geschichte des 20. Jahrhunderts 
überdeutlich gezeigt hat.  

 
(b) Damit untrennbar verbunden ist die Prämisse, dass politische Gesellschaften, vor al-
lem die des demokratisch-pluralistischen Typus, nicht mehr auf einem wie auch immer 
gearteten Grundkonsens aufsetzen, sondern dass alle zentralen Werte und auch die Ver-
teilung der gesellschaftlichen Ressourcen politisch entschieden werden müssen. Alle 
Werte und alle Ungleichheiten erhalten ihre (relative) gesamtgesellschaftliche Verbind-
lichkeit allein durch ihre politische Entscheidbarkeit. Grundsätzlich ist keine andere 
Möglichkeit des Verbindlichmachens sichtbar, allein politische Entscheidungen vermö-
gen dies, weil sie entweder anerkannt werden oder weil sie sich mit Macht oder legitimer 
physischer Gewaltsamkeit durchsetzen. Als Folge sind 

 
(c) alle Entscheidungen kontingent, denn jede Entscheidung hätte auch anders ausfallen 
können. Es gibt keine allgemein anerkannten, universalistischen Gründe für diese oder 
gegen andere mögliche Entscheidungen, sondern sie sind das Ergebnis spezifischer, sich 
wandelbarer Macht-, Verhandlungs- oder Diskurskonstellationen und fallen deshalb so 
und nicht anders aus. Zudem können sie – trotz Pfadabhängigkeiten – jederzeit wieder 
teilweise oder ganz revidiert werden. Angesichts nicht übereinstimmender und konfligie-
render Wertorientierungen und Präferenzen von Einzelnen und Gruppen können verbind-
liche Entscheidungen diese Kontingenz nur temporär überwinden, weil sie allein auf-
grund ihrer Legalität beziehungsweise ihrer Verfahren, aber nicht ihrer Richtigkeit oder 
Wahrheit gelten. Richtigkeit beziehungsweise Vernunft und Geltung fallen unwiderruf-
lich auseinander (1999: 66–67). Und schließlich ist damit – das ist der am massivsten an-
gegriffene Punkt – ein 

 
(d) unhintergehbarer Dezisionismus verbunden, der sich aus der Komplexität und der He-
rausgehobenheit des Entscheidens ergibt. Denn „weder im Bewusstsein der relevanten 
Akteure noch von der Sache her (gab) es jemals so viel zu entscheiden wie heute“ (1999: 
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61). Zudem erfolgt es unter hoher Komplexität, die rationale Entscheidungen faktisch 
verunmöglichen und sowohl die Entscheidenden wie auch die mitentscheidenden Bürge-
rInnen vor unlösbare Probleme stellen. Willkürlichkeit ist unvermeidlich, weil man den 
Graben der Unsicherheit und des Nichtwissens bei jeder Entscheidung überspringen und 
sich festlegen muss. Zudem sind die Folgen politischer Entscheidungen nicht im Voraus 
zu bilanzieren, weil die Komplexität und Multikausalität aller sozialen und gesellschaftli-
chen Dynamiken weder durch Alltags- noch durch wissenschaftliches Wissen aufgehoben 
werden kann. Und schließlich ist das Widerstreben anderer politischer und nicht politi-
scher Gruppierungen dafür verantwortlich, dass Entscheidungen keine Sach-, sondern 
eben politische Entscheidungen sind, weil sie sich erst im Kampf herauskristallisieren 
(1992). Politisches Entscheiden ist zwar darauf nicht zu reduzieren, aber man kann es 
heute ohne (demokratischen) Dezisionismus nicht mehr denken.3 Daraus folgt für das  

 
(e) Verständnis von Politik, dass es sich nicht auf die ‚offizielle‘ Politik des politischen 
Systems reduzieren lässt, sondern als „polyzentrische politische Entscheidungsstruktur“4 
gedacht wird, die nicht von einer oder der Regierung, sondern einer „Vielzahl von Quasi-
regierungen, die in einem interdependenten Zusammenhang stehen“ (1999a: 92), reali-
siert wird. Damit untrennbar verbunden ist die Vorstellung, das die funktionale Differen-
zierung moderner Gesellschaften zwar empirische Realität ist, die Autopoiesis ihrer Teil-
systeme dagegen eine theoretische Fiktion. Denn Politik kann „vermittels angedrohter 
oder ausgeübter Gewalt oder kommunikativem Zusammenwirken praktisch in alle gesell-
schaftlichen Bereiche intervenieren“ (1999a: 108). Interessant wird dann die Frage, wa-
rum und aufgrund welcher (Selektions-)Mechanismen Politik nicht in alle gesellschaftli-
chen Bereiche eingreift, obwohl sie es könnte. Politik setzt sich unter anderem durch Ver-
fassung und Recht selbst Grenzen, die sie aber nur selbst errichten und deshalb auch je-
derzeit zerstören kann. Und Politik – so schlussfolgert er dann – ist „jene Form der ge-
sellschaftlichen Selbstregulierung, die sich als Folge bewusst getroffener und in ihrer 
Reichweite definierter verbindlicher Entscheidungen ergibt“ (1999a: 69). Die Dichotomie 
von „politischer Steuerung“ und „gesellschaftlicher Selbstregulierung“ (Mayntz/Scharpf 
(Hg.) 1995) wird von ihm also nicht anerkannt, sondern durch einen Politikbegriff unter-
laufen, der sich aus dem Paradigma der Fundamentalpolitisierung ergibt. 

 
Die gesamte Idee der politischen Gesellschaft wurde von ihm weder empirisch weiter 
fundiert noch wurden bestimmte Prämissen systematisch präzisiert, aber die Grundideen 
sind von ihm immer wieder und an verschiedenen Stellen ins Spiel gebracht worden. Sei-
nen Niederschlag hat dies auch in seinem Denken über die (moderne) Demokratie in der 
politischen Gesellschaft gefunden. So wie die politische Gesellschaft eine historisch-
kontingente Erscheinung ist, ist es auch die Demokratie und deshalb hat er allen universa-
listischen und normativen Demokratiekonzepten eine große Skepsis entgegengebracht. 
Die (moderne) Demokratie ist bei ihm aus drei systematischen Gründen kontingent und 
deshalb grundlegend verletzlich und bedroht: 
                                                        
3 Zum Dezisionismus als eigenständigem Typus des politischen Handelns vergleiche auch Bolsinger 

(1998). 
4 Es ist interessant, dass Michael Th. Greven diese Idee nie spezifiziert oder auf die einschlägige Literatur 

zurückgegriffen hat; dabei wären die Arbeiten der politikwissenschaftlichen Nobelpreisträgerin für Wirt-
schaftswissenschaften und bisher einzigen Frau, Elinor Ostrom, geradezu prädestiniert, die sich Zeit ihres 
Lebens mit genau diesem Regierungstypus, der „polycentric governance“, theoretisch wie empirisch be-
schäftigt hat (Ostrom 1990; 2008; 2010). 
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(a) Die moderne, repräsentative Demokratie ist zu einem bestimmten historischen Zeit-
punkt entstanden und unterscheidet sich strukturell von allen anderen Demokratieformen, 
die ihr historisch vorausgingen.5 Sie hat sich – wie alle menschlichen Einrichtungen und 
Institutionen – unter sich wandelnden historischen Umständen und einer spezifischen 
Macht- beziehungsweise Herrschaftskonstellationen herausgebildet und ist deshalb nicht 
für die Ewigkeit geschaffen, sondern kann prekär werden oder als spezifische Form der 
Selbstregierung verschwinden. Entweder durch evolutionäre Transformation, indem 
grundlegende Prinzipien langsam unterwandert oder verschoben werden oder durch die 
Machtergreifung einer autoritären Clique, weil dies durch Politik immer im Horizont des 
Möglichen, wenn auch nicht Wahrscheinlichen verbleibt.  

 
(b) Weil politische Gesellschaften eben politische Gesellschaften sind, ist die Demokratie 
– konkret ihr institutioneller Bestand beziehungsweise ihre vorinstitutionellen Grundla-
gen ebenso wie deren demokratische Qualität – von politischen Entscheidungen abhän-
gig. Demokratien sind das Ergebnis von Politik und zugleich die GestalterInnen der Poli-
tik. Weil moderne Demokratien auf keinem vorpolitischen oder übergreifendem Konsens 
aufsitzen, aus dem heraus sie bewahrt werden können, sind sie nicht nur in (häufig be-
waffneten) Kämpfen entstanden, sondern auch in ihrer Praxis umkämpft und also auch 
immer gefährdet.6 Und wie sie sich nicht aus Konsensen oder Traditionen heraus rechtfer-
tigen können, so können sie es auch nicht durch die ins Spiel gebrachte Output-
Legitimität, also ihre faktische und empirisch beobachtbare Leistungsfähigkeit. Denn ihre 
Policy-Entscheidungen sind oft nicht nur subrational, sondern können soziale Ungleich-
heit verschärfen und bestimmte Gruppen dauerhaft und sichtbar auf Kosten anderer be-
vorzugen, so dass sich hieraus keine robuste Selbstlegitimation ergeben kann. Ihr einziger 
stabilisierender Mechanismus sind eben kontingente politische Entscheidungen und ihre 
Qualität beziehungsweise ihr Bestand ist erneut abhängig von der Politik, konkret einer 
Politik der Demokratisierung. Und umgekehrt kann sich die Demokratie durch undemo-
kratische Politik selbst gefährden, wie man gegenwärtig in Ungarn unter Ministerpräsi-
dent Victor Orban beziehungsweise verschärft in Rumänien unter Premier Victor Ponta 
beobachten kann: Demokratisch gewählte und legitimierte Regierungen beginnen syste-
matisch, die Rechte der Opposition, des Staatspräsidenten, der Verfassungsgerichte, der 
Medien, der BürgerInnen und anderer Kontrollinstanzen abzuschaffen, um sich an der 
Macht zu halten und werden hierbei von der Mehrheit der Bevölkerung unterstützt. 

 
(c) Und schließlich sind Demokratien mit dem ‚Sartori-Paradox‘ konfrontiert, eine Denk-
figur, die er aus G. Sartoris Demokratietheorie übernommen hat (Sartori 1992: 23). De-
mokratien sind hochkomplexe und voraussetzungsvolle Formen der Selbstregierung des 
Volkes, weil das Volk vor allem Autor und nicht nur Adressat von Gesetzen ist. Dies 
setzt erhebliche kognitive, normative, emotionale und performative Kompetenzen voraus, 
                                                        
5 Bernard Manin hat – neben anderen – im Detail nachgewiesen, dass die repräsentative Regierung als ex-

pliziter Gegenentwurf zur antiken Demokratie entstanden ist, die weit mehr auf dem Losverfahren als auf 
der Wahl von politischen und verantwortlichen RepräsentantInnen beruhte und auch sonst über sehr an-
ders gelagerte Verfahren und Institutionen betrieben wurde (Manin 1997; vgl. auch Buchstein 2009).  

6 „Democracy in a political society cannot result from any pre-political consensus, nor can it, in the long 
run, remain ‚legitimate by tradition‘. It must be continually reinforced as an integral part of the political 
decision-making process. Such reinforcement would take into account the normative and attitudinal 
changes at the level of the citizens and gradually transform its normative and constitutional settings.“ 
(1994c: 36)  
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die von den DurchschnittsbürgerInnen erfüllt werden müssen. Wenn aber politische Ent-
scheidungsprozesse auf diesen Voraussetzungen nicht mehr aufbauen können, sondern 
diese Kompetenzen überschreiten, dann wird Demokratie prekär, weil der Wissensstand 
der BürgerInnen hinter der Komplexität der Entscheidungsverfahren zurückbleibt. Politi-
sche Beteiligung und politische Kontrolle werden dann schwierig oder gar unmöglich, 
wenn die ‚Demokratiequalität‘ der StaatsbürgerInnen abnimmt. Innerstaatliche politische 
Willensbildung erweist sich als Illusion, wenn der normativ-konstitutive Zusammenhang 
von individueller und kollektiver Autonomie und Selbstbestimmung problematisch wird 
(vgl. auch 2009b; 2009c). Allein politische Bildung kann diesem Dilemma der Steigerung 
der Komplexität des Entscheidens, wie dies vor allem in den transnationalen und interna-
tionalen Organisationen und Institutionen zum Ausdruck kommt, und der gleichzeitigen 
stagnierenden oder abnehmenden Kompetenzen der BürgerInnen entgegenwirken (1999: 
bes. 221–232; 1996a; 2004a).  

 
Das Kontingentwerden der Demokratie, stärker: die Gefährdungen der Demokratie macht 
er an verschiedenen Punkten fest, die hier nur kurz umrissen werden. Zunächst an der (a) 
Komplexität und den Interdependenzen der heutigen nationalen wie trans- und internatio-
nalen Politik, die auch die Fachleute aus Politik und Wissenschaft kaum noch durch-
schauen, geschweige denn die ‚NormalbürgerInnen‘, mit denen die Demokratie rechnen 
muss. Damit entfernt sich die Wirklichkeit von jenen idealtypischen Prämissen, von de-
nen die Demokratie lebt. Zudem treten (b) neben formale Politikprozesse zunehmend in-
formelle Parallelstrukturen, in denen sich politische Entscheidungen faktisch vollziehen 
und die formalen zu Nebeninstitutionen degradieren (2003: 83; 2005c). Diese sind nicht 
nur notorisch intransparent, sondern können auch im demokratietheoretischen Sinne nicht 
durch Wahlen und politische Verantwortlichkeit kontrolliert werden. Zudem agieren (c) 
in Netzwerken und Governancestrukturen AkteurInnen ohne politisches Mandat oder mit-
tels Selbstmandatierung, die nicht auf demokratischer Wahl nach dem Prinzip der politi-
schen Gleichheit beruhen. The rise of the unelected (Vibert 2007) ist ein Phänomen, das 
sich nicht nur im europäischen Mehrebenensystem, sondern auch auf nationaler und glo-
baler Ebene vollzieht und zu den empirischen beobachtbaren Formen dieses Entscheidens 
gehört.  

Die Frage stellt sich, ob das kumulative Ergebnis des hier angedeuteten Wandels der 
Demokratie noch dieselbe ‚Demokratie‘ ist wie zu Beginn der Moderne, in der ihre 
Grundideen, Prinzipien und institutionellen Ausprägungen entstanden sind. Denn es kann 
durchaus sein, dass der Wandel sich nicht mehr innerhalb des konstanten Gerüsts der 
normativen und institutionellen Prämissen der modernen Demokratie vollzieht, „sondern 
als Wandel der Demokratie zu etwas Neuem, bisher nur unzureichend auf den Begriff zu 
Bringendem“ (2009b: 68; Hervorhebung im Original). 

Quer durch diese drei zentralen Punkte läuft die Frage nach der Politik beziehungs-
weise dem angemessenen Politikverständnis, das in dem Buch Die politische Gesellschaft 
bereits angedacht, aber in verschiedenen Schriften weiter präzisiert und ausgebaut wurde. 
Seine Kritik galt sowohl den funktionalistisch als finalistisch verkürzten Politikbegriffen 
(2000). Erstere reduzieren Politik auf ihren funktionalen Beitrag zur Stabilisierung bzw. 
Reproduktion von Gesellschaften und enthistorisieren die Politik, während letztere Posi-
tion sie auf rationale oder problemlösende Entscheidungen fokussiert und so zu einer 
„Betriebswirtschaft der Politik“ (2000: 32) wird. Hier stehen vor allem die rationalisti-
schen oder steuerungstheoretisch inspirierten, policy-analytischen Konzepte bzw. Theo-
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rien im Mittelpunkt seiner Kritik (2008; 2009a). Politik aber – so seine Vermutung – hat 
es zwar (ausnahmsweise) auch mit Problemlösungen und dem Kampf um Anteile an 
Macht zu tun; ja, der Machtbegriff ist zentral für ein angemessenes Verständnis von Poli-
tik. Macht aber – so seine Pointe – verweist auf einen „unreduzierbar kontingenten Cha-
rakter. Denn wer nach ‚Macht‘ strebt, der sucht die Möglichkeit, Ziele zu verwirklichen, 
und wer sie in einer bestimmten Konstellation ‚besitzt‘ – ein eigentlich unzureichender 
sprachlicher Ausdruck –, dessen Möglichkeit, Ziele zu verwirklichen, hat sich erweitert“ 
(2000a: 36). Die unreduzierbare Pluralität der Absichten und Ziele in modernen Gesell-
schaften, die nie vollständig zu verwirklichenden Ziele, die am Widerstreben anderer ab-
geschliffen und verändert werden, die fehlenden ‚guten‘ Gründe und das mangelnde Wis-
sen für diese und gegen jene Entscheidung produziert jene Kontingenz, die für Politik 
charakteristisch ist.  

Die Demokratie ist diejenige politische Form, die der Kontingenz der Politik ange-
messen ist, weil der prinzipielle Relativismus der Politikinhalte hier zur Geltung kommen 
und zugleich durch institutionelle und andere Mechanismen der Selbstbeschränkung in 
Grenzen gehalten wird (1995a). Allein solche selbstinduzierten „Fesseln und Bremsen“ 
(Offe) relativieren die im Prinzip grenzenlose Politisierbarkeit in politischen Gesellschaf-
ten, die gleichwohl durch Politik umgestoßen werden können. Und Konsens oder diskur-
siv ermittelte Übereinstimmung sind die Ausnahme, aber nicht die Regel bei politischen 
Entscheidungen in der politischen Gesellschaft. Neben funktionalistischen und finalisti-
schen Politikverständnissen betrachtet er auch deliberative als „Entpolitisierung“, weil 
deliberativ-diskursive Verfahren eine „Vermutung der Vernünftigkeit“ (Habermas 1992: 
368) beziehungsweise der universalistischen Richtigkeit unterstellen, die aber das prinzi-
pielle Auseinanderfallen von Richtigkeit beziehungsweise Vernünftigkeit und (Mehr-
heits-)Entscheidung in modernen demokratischen Gesellschaften übersieht (2010b: bes. 
78–79) Universale Vernünftigkeiten aber unterliegen der Illusion, dass der grundlegend 
plurale und agonale Charakter der Politik durch einen argumentativen beziehungsweise 
vernunftbasierten Konsens ersetzt werden kann.  

Politik wird von ihm, in Anlehnung an die ideengeschichtlichen Untersuchungen und 
die Weber-Interpretation des finnischen Politologen Kari Palonen (Palonen 1985; 1998; 
2006), vor allem als Chancenbeschaffung begriffen, von der ausgehend sich dann kontin-
gente politische Optionen realisieren lassen – erneut je nach den Chancen im politischen 
Prozess (1999a; 2000a;). Politik ist dann weder zielgerichtet politische Steuerung noch 
rationale Problemlösung noch sich autopoietisch vollziehende Selbstrefentialität noch 
diskursiv ermittelte Wahrheit, sondern ein kontingenter Kampf um die Möglichkeiten, die 
sich im politischen Wettbewerb eröffnen. Und diese Möglichkeiten sind im Prinzip unbe-
grenzt, denn Politik kann (fast) alles, weil sie mit dem Monopol der physischen Gewalt-
samkeit in der Hinterhand (fast) alle Regeln brechen, aber auch neue setzten kann. Diese 
Ambivalenz macht den Kern der Politik in der politischen Gesellschaft aus. 

Für eine kritische Politikwissenschaft, die sich nicht durch neue Methoden oder neue 
theoretische Inhalte, sondern eher durch spezifische Erkenntnisinteressen und methodo-
logische und erkenntnistheoretische Hintergrundannahmen vom mainstream der Disziplin 
unterscheidet, sind vier Elemente konstitutiv.7 Sie muss zunächst (a) Wirklichkeitswissen-
schaft sein, die in der Lage ist, eine gegebene historische Situation empirisch zu analysie-
ren, die aber allein als historisch-kontingente Situation zu denken ist und immer einen 
                                                        
7 Vergleiche dazu, wenn auch mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, (1991; 1994a 1994b; 2004c; 2006). 
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Möglichkeitshorizont einschließt, der mit der gegenwärtig beobachtbaren und analysier-
baren Wirklichkeit gegeben ist. Die wirklichkeitswissenschaftliche Analyse der „realen 
Bewegung“ (Marx), also der tatsächlich ablaufenden Veränderungs- und Entwicklungs-
prozesse der Gesellschaft und ihrer Politik, ist für ihn zentral und auch – manchmal ex-
plizit, manchmal implizit – gegen normative Theorien gerichtet, die nicht nach dem Mög-
lichkeitshorizonten ihrer Theorien fragen. 

Damit unmittelbar verbunden ist (b) die Vorstellung der radikalen Kontingenz aller 
Begriffe und Konzepte, mit denen die Disziplin arbeitet. Dies gilt insbesondere für alle ih-
re grundlegenden Begriffe, wie etwa für Demokratie. Alle Institutionen, Organisationen, 
Werte und Regimeformen haben eine ‚Geschichte‘, sie entstehen unter bestimmten Be-
dingungen, bleiben unter anderen wiederum relativ dauerhaft und vergehen unter wieder 
anderen. Zentral ist also die Historisierung ihrer Gegenstände, was auch eine spezifische, 
nämlich offene Vorstellung von Zukunft einschließt, inklusive radikaler Wenden und 
Umbrüche in der Gegenwart zur kontingenten Gestaltung der Zukunft. 

Zudem muss sie (c) wegen ihres komplexen und mehrdimensionalen Politikbegriffs 
für Herrschaftskritik sensibel sein. Neben dem Gedanken der Emanzipation und der frei-
en Selbstbestimmung als normative Wertprämissen setzt sie nicht ausschließlich auf eine 
gouvernementale Perspektive der Steuerung oder Problemlösung, sondern fragt nach den 
Potentialen der Partizipation und Teilhabe an politischen wie gesellschaftlichen Prozes-
sen. Dies gerade dann, wenn wie in politischen Gesellschaft alles von politischen Ent-
scheidungen abhängig ist, von der materiellen Umverteilung über die Zuordnung von 
Werten bis hin zu Entscheidungen über Leben oder Tod (wie bei Grundfragen der Medi-
zin oder bei Militäreinsätzen).  

Und schließlich muss sie (d) ihre Einzelanalysen auf die zentralen Fragen der Diszip-
lin, also auf die nach der Politik und dem Politischen in einer gegebenen gesellschaftlich-
historischen Situation, rückbeziehen. Eine Politikwissenschaft, die nicht mehr nach der 
Qualität und den Formen der Politik fragt, sondern sich in professionell durchgeführte, 
aber fragmentierte Einzeluntersuchungen verliert, geht nicht nur ihrer theoretischen Iden-
tität verlustig, sondern büßt auch ihre mögliche praktische Relevanz ein (bes. 1991: 241–
243). Und ohne eine sie ergänzende Gesellschaftstheorie, die nach dem Stellenwert und 
den Rahmenbedingungen von Politik und dem Politischen fragt, kann sie keine angemes-
sene theoretische wie praktische Bedeutung erlangen. So könnte sich eine kritische Poli-
tikwissenschaft definieren, die sich von dogmatischen politökonomischen Ansätzen mar-
xistischer Provenienz ebenso absetzen würde wie von funktionalistischen, finalistischen 
oder deliberativen, in denen der konstitutive Bezug auf einen komplexen und realisti-
schen Politikbegriff fehlt.  

Könnte man hinter diesem Denken eine motivbildende Grundintuition vermuten? Der 
Versuch, hinter dem Geschriebenen und Gesprochenem eine solche zu suchen, hat stets 
etwas Indiskretes, ja Aufdringliches an sich, vor allem dann, wenn sich die Person nicht 
mehr in direkter Kommunikation zur Wehr setzen kann. Aber die Grundintuition seines 
wissenschaftlichen Werkes und seines politischen Wirkens, angefangen in der Humanisti-
schen Union, dem Komitee für Grundrechte und Demokratie bis hin zur erfolgreichen 
Kampagne zur Verhinderung der Verleihung der Ehrendoktorwürde an Wladimir Putin 
durch die Hamburger Universität,8 lässt sich möglicherweise als Sorge um die Demokra-
tie fassen. Aber vielleicht ist es auch eine ganz andere. 
                                                        
8 Dass dies keine vollständige Aufzählung seiner politischen Tätigkeiten sein kann, versteht sich von selbst! 
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